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Arbeitsrechtsreformen in Krisenzeiten
Eine Bestandsaufnahme in Europa 

Stefan Clauwaert, Isabelle Schömann

1. Einleitung

Der Artikel fokussiert auf die Reformen des Arbeitsrechtes, die in verschiedenen 
europäischen Ländern von der Krise ausgelöst wurden bzw. für deren Einführung 
die Krise – fälschlicherweise – als gute Gelegenheit herhalten musste.1

Seit Beginn der Wirtscha$skrise Ende 2008 haben staatliche Behörden und natio-
nale GesetzgeberInnen eine Reihe von Maßnahmen ergri%en, um den Unternehmen 
unter anderem durch Änderungen des nationalen Arbeitsrechtes größere Flexibilität 
einzuräumen. Dabei ist keinesfalls bewiesen, dass die Finanz- und Wirtscha$skrise 
das Ergebnis arbeitsrechtlicher Bestimmungen in den Mitgliedstaaten ist.

Die zur Zeit in vielen Mitgliedstaaten durchgeführten Reformen des Arbeitsrech-
tes werden damit begründet, dass eine größere Flexibilisierung der Arbeitsmärkte 
am besten geeignet ist, die Krise zu bewältigen (Europäische Kommission 2010). 
In manchen Ländern wurden nur punktuelle, wenngleich wesentliche, Deregulie-
rungsmaßnahmen ergri%en, in anderen jedoch eine umfassende Überarbeitung des 
gesamten Arbeitsrechtes vorgenommen. In einigen Ländern werden auch grundle-
gende Änderungen der Strukturen und Verfahren der Arbeitsbeziehungen vorge-
nommen, die den sozialen Dialog und die Tarifverhandlungen gefährden können.

Im Folgenden werden die Reformen des Arbeitsrechtes in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten dargestellt 2, die meist als notwendiges Mittel zur Überwindung der 
Wirtscha$skrise dargestellt werden. Diese Reformen führen im Allgemeinen zu einer 
Lockerung der bestehenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen und der Aufweichung 
der Mindeststandards und geben dem weniger verbindlichen Recht, dem sog. so! 
law, mehr Gewicht (Deregulierung). Diese Darstellung ist bei weitem nicht erschöp-
fend, und dies aus mehreren Gründen. Erstens, werden nur bestimmte Reformen 
und Änderungen des Arbeitsrechtes beleuchtet und nicht auch andere Maßnahmen 
zur Bekämpfung der Krise, die in vielen Ländern im Hinblick auf die Festsetzung/
Senkung der (Mindest-)Löhne, die Verringerung des sozialen Schutzes und den Ab-
bau der Sozialleistungen, Einschnitte im ö%entlichen Dienst usw. ergri%en werden. 
Zweitens, werden hauptsächlich Entwicklungen im Zeitraum von Anfang 2010 bis 
Februar 2012 betrachtet.3 Und drittens, sind nicht alle EU- und EWR-Mitglieds- und 
Beitrittsstaaten erfasst.4 Letzteres ist in erster Linie auf beschränkte Informationen 
zurückzuführen, aber auch darauf, dass mache Länder, wie die nordischen Länder, 
entsprechend ihrer Tradition der Arbeitsbeziehungen, sich weniger auf das Gesetz 
verlassen, wenn es um die Reform ihrer Arbeitsmarktsysteme geht, als vielmehr auf 
die SozialpartnerInnen.
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2. Die wichtigsten Trends und Tendenzen

Betrachtet man die Entwicklungen in den einzelnen Ländern, lassen sich im We-
sentlichen Änderungen und Reformen in vier großen Bereichen des Arbeitsrechts 
erkennen. Zum einen werden grundlegende Änderungen der Arbeitszeit und bei 
atypischer Beschä�igung durchgeführt, hauptsächlich zur Anpassung an die Wirt-
scha$s- und Finanzkrise, doch sind diese Reformen tendenziell vorübergehender 
Natur. Daneben werden auch Reformen und Änderungen der Regeln für (wirt-
scha�lich motivierte) Entlassungen und der Strukturen und Verfahren der Ar-
beitsbeziehungen umgesetzt, die Auswirkungen auf den sozialen Dialog und die 
Tarifverhandlungen haben. Diese Reformen sind tendenziell dauerha$(er). Ob diese 
Änderungen in einer umfassenden Überarbeitung des gesamten Arbeitsrechtes be-
stehen oder eher punktuelle Änderungen spezi*scher Aspekte und Regeln sind, sie 
unterminieren die Schutzfunktion sowohl des individuellen als auch des kollektiven 
Arbeitsrechtes und setzen die ArbeitnehmerInnen, sowohl am Arbeitsplatz als auch 
allgemein, prekären Bedingungen und weitgehender Schutzlosigkeit aus. Aus demo-
kratischer Sicht ist ein fün$er Trend sogar noch besorgniserregender. In manchen 
Ländern wurden Reformen mit Hilfe von Notfallverfahren durchgeführt, ohne die 
demokratischen und partizipativen (legislativen) Verfahren einzuhalten, unter Um-
gehung der Parlamente und SozialpartnerInnen. 

Im folgenden Abschnitt wird versucht, die wichtigsten Entwicklungen und Maß-
nahmen in jedem dieser Bereiche in Europa anhand von konkreten Beispielen aufzu-
zeigen, einschließlich der Umgehung demokratischer und partizipativer Verfahren.

Arbeitszeit

Eine erste Reihe von Änderungen bezieht sich auf die Arbeitszeit(gestaltung) im 
weitesten Sinne. Überstunden kommen sehr häu*g vor. Mehrere Länder haben sich 
für eine zum Teil erhebliche Ausweitung der Möglichkeiten, Überstunden zu leisten, 
entschieden. In der Tschechischen Republik liegen jetzt z. B. Pläne auf dem Tisch, die 
eine Anhebung der zulässigen Überstunden für Führungskrä$e auf bis zu 416 Stun-
den im Kalenderjahr (gegenüber bis zu 150 Stunden heute) und bis zu 150 Stunden 
für andere ArbeitnehmerInnen erlauben. In Ungarn wurde die Jahreshöchstgrenze 
für Überstunden von 200 auf 250 Stunden angehoben und kann sogar bis zu 300 
Stunden betragen, wenn es tarifvertraglich vereinbart wurde. Während die frühere 
Höchstgrenze von 200 Stunden nur für bestimmte Fachkrä$e galt, besteht die er-
weiterte Möglichkeit, Überstunden zu leisten, jetzt für alle ArbeitnehmerInnen. Ein 
weiterer wichtiger Trend der Arbeitsrechtsreformen in Ungarn besteht in der Dezen-
tralisierung der Kollektivverhandlungen, die den Verhandlungen auf Betriebsebene 
im Vergleich zu nationalen und Branchenverhandlungen mehr Gewicht einräumt. 
In Litauen waren Überstunden früher grundsätzlich verboten, mit Ausnahme be-
stimmter Fälle, die im Arbeitsgesetz oder in Tarifverträgen aufgeführt sind, doch 
2010 wurden die Überstundenregelungen liberalisiert, sodass nunmehr bis zu 120 
Überstunden im Jahr zulässig sind, bzw. bis zu 180 Stunden, wenn tarifvertraglich 
vereinbart. Andere Länder haben sich in Bezug auf Überstunden dafür entschieden, 
die Regeln für den Überstundenausgleich in Freizeit oder Sachleistungen zu ändern. 
In dem zwischen Portugal und der Troika geschlossenen Memorandum of Understan-
ding wurde Anfang 2012 ein Gesetzesvorhaben zur Änderung des Arbeitsgesetzes 
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eingeführt, das eine Kürzung der Überstundenzuschläge um 50 % vorsieht : Während 
ArbeitnehmerInnen derzeit einen Zuschlag von 50 % für die erste geleistete Überstun-
de erhalten, von 75 % für zusätzliche Überstunden und von 100 % für Überstunden an 
Sonn- und Feiertagen, beträgt dieser Zuschlag demnächst nur noch 25 %, 37,5 % bzw. 
50 %. Weitere Änderungsvorschläge sehen die Abscha%ung des Freizeitausgleichs 
vor, der zur Zeit 25 % der geleisteten Überstunden entspricht. Es soll jedoch möglich 
sein, Abweichungen, nach oben oder unten, von diesen Regeln in Tarifverträgen zu 
vereinbaren.

Atypische Beschä#igung

Eine zweite in manchen Ländern ergri%ene oder geplante, beliebte Maßnahme in 
diesem Bereich ist die Ausdehnung des Bezugszeitraums für die Berechnung der 
Arbeitszeit. Bereits 2009, in der ersten Welle der Arbeitsrechtsreformen, hatte die 
ungarische Regierung den ArbeitgeberInnen erlaubt, den Bezugszeitraum von drei 
auf vier Monate zu verlängern und ihn unter bestimmten Bedingungen durch Kol-
lektivvereinbarungen sogar auf bis zu zwölf Monate auszudehnen. In Polen wurde 
es durch das Gesetz zur Krisenbekämpfung von 2009 möglich, den Bezugszeitraum 
vorübergehend – durch eine Betriebsvereinbarung – von drei auf zwölf Monate zu 
verlängern. Mit Auslaufen dieses Gesetzes Ende 2011 steht diese Frage nun wieder 
im Raum, und die ArbeitgeberInnenseite tritt vehement dafür ein, den 12-monatigen 
Bezugszeitraum von einer vorübergehenden Ausnahme zur Regel zu machen. Auch 
in Rumänien wurde der Bezugszeitraum durch neue Bestimmungen im Arbeitsge-
setz von drei auf vier Monate verlängert, in Ausnahmefällen sind sogar Bezugszeit-
räume von sechs bis zwölf Monaten zulässig. 

Es ist hinreichend bekannt, dass langes Arbeiten und viele Überstunden verhee-
rende Auswirkungen auf die Gesundheit und Sicherheit der ArbeitnehmerInnen 
haben. Die Tatsache, dass solche Ausnahmen oder noch ;exiblere Regelungen in 
Tarifverträgen vereinbart werden müssen, stellt zwar einen gewissen Schutz dar, 
doch aufgrund des in vielen Ländern fortwährenden Trends zur Dezentralisierung 
der Kollektivverhandlungen auf die Betriebsebene könnte er sich als unzureichend 
erweisen und leicht auszuhebeln. ArbeitnehmerInnenvertreter könnten vor die Ent-
scheidung gestellt werden, längere Arbeitszeiten als Alternative zu (Massen-) Entlas-
sungen akzeptieren zu müssen. 

Ein zweiter eindeutiger Trend besteht in den Bemühungen zahlreicher Mitglied-
staaten, ihren Arbeitsmarkt durch Änderung der Regeln für atypische Beschä$i-
gungsverhältnisse zu ;exibilisieren. 

Ein beliebtes Mittel hierzu ist o%ensichtlich die weitere Lockerung der Regeln für 
befristete Beschä$igungsverhältnisse durch Ausweitung ihrer Höchstdauer – ob-
wohl es eine Europäische Richtlinie gibt, deren Hauptziel es ist, die missbräuchliche 
Aneinanderreihung befristeter Verträge zu verhindern5. Zu den Beispielen zählen 
die Tschechische Republik (Ausweitung von zwei auf drei Jahre mit der Möglich-
keit, zweimal zu verlängern, sodass ein/e ArbeitnehmerIn insgesamt neun Jahre mit 
befristeten Arbeitsverträgen bei demselben/derselben ArbeitgeberIn beschä$igt 
sein kann), Griechenland (ebenfalls Ausweitung von zwei auf drei Jahre), Portu-
gal (Höchstdauer drei Jahre, früher sechs Monate), Rumänien (Höchstdauer von 
24 auf 36 Monate heraufgesetzt, drei aufeinander folgende befristete Verträge sind 
möglich : der erste mit einer Höchstdauer von 36 Monaten, die beiden weiteren für 
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je 12 Monate ; früher waren drei aufeinander folgende befristete Verträge über eine 
Gesamtdauer von 24 Monaten zulässig) und Spanien (bis zu drei Jahre, früher gab 
es keine Regeln für die Befristung, und tarifvertraglich kann ein zusätzliches Jahr 
vereinbart werden). Neben der Ausweitung der Höchstdauer befristeter Beschä$i-
gungsverhältnisse besteht die Möglichkeit, die Zahl der zulässigen Erneuerungen 
solcher Verträge zu erhöhen. Beispiele hierfür *nden sich in den Niederlanden (auf-
einander folgende befristete Arbeitsverträge für junge ArbeitnehmerInnen unter 27 
Jahren werden erst nach dem fün$en Vertrag, und nicht mehr nach dem vierten, in 
ein unbefristetes Beschä$igungsverhältnis umgewandelt) und in Polen (unbegrenzte 
Anzahl von Erneuerungen, allerdings kann ein/e ArbeitnehmerIn nur bis zu 18 Mo-
nate für denselben/dieselbe ArbeitgeberIn tätig sein). Manche Länder kombinieren 
beide Maßnahmen, wie Slowenien, wo die Höchstdauer befristeter Beschä$igungs-
verhältnisse jetzt bei drei statt zwei Jahren liegt und sie nun dreimal statt zweimal für 
drei Jahre verlängert werden können.

Im Bereich der Teilzeitarbeit und der Maßnahmen zu ihrer weiteren »Flexibilisie-
rung« wurde in Spanien mit dem Reformprogramm von Februar 2012 die seit rund 
15 Jahren bestehende Regel abgescha=, nach der Standard-Überstunden für Teilzeit-
beschä!igte verboten waren. Zusätzlich zu den im spanischen Gesetz vorgesehenen 
»horas complementarias« (spezi*sche Überstunden für Teilzeitbeschä$igte, die be-
stimmten formalen Anforderungen und Beschränkungen unterliegen und die nach 
wie vor gesetzlich vorgesehen sind) können Teilzeitbeschä$igte nun wie jede/r an-
dere ArbeitnehmerIn auch normale Überstunden (»horas extraordinarias«) leisten. 

Andere Länder – zu denen Belgien, die Tschechische Republik, Griechenland, 
Rumänien und Großbritannien gehören – haben Regelungen zur Leiharbeit ein-
geführt oder geändert. Allerdings ist das möglicherweise darauf zurückzuführen, 
dass diese Länder versuchen, die Richtlinie 2008/104 über Leiharbeit umzusetzen 
(Umsetzungsfrist Dezember 2011), und es wurden in diesem Zusammenhang auch 
nicht nur Maßnahmen zur Deregulierung, sondern zum Teil auch für einen besseren 
Schutz ergri%en.

Im Zusammenhang mit der Neuregulierung atypischer Beschä$igungsverhält-
nisse in manchen Mitgliedstaaten steht auch die Scha%ung neuer Formen von Ar-
beitsverträgen. An sich wäre das kein Problem, doch bieten diese neuen Verträge o$ 
weniger Schutz als normale Arbeitsverträge und/oder zielen auf bestimmte Arbeit-
nehmerInnengruppen wie junge Menschen ab, die im Hinblick auf den Zugang zum 
Arbeitsmarkt, Aufstiegs- und Übernahmechancen ohnehin zu den Schutzbedürf-
tigsten gehören. Ein typisches Beispiel ist die Einführung eines neuen »Jugendver-
trages« in Griechenland. Die Idee ist, junge ArbeitnehmerInnen unter 25 zu Löhnen 
einzustellen, die 20 % niedriger sind, als der frühere Lohn für eine Erstanstellung, 
mit einer zweijährigen Probezeit, ohne Sozialabgaben für die ArbeitgeberInnen und 
ohne Anspruch auf Arbeitslosengeld bei Auslaufen des Vertrages. In Spanien wur-
de für junge Menschen ohne Berufsausbildung zwischen 25 und 30 Jahren (wobei 
die Altersgruppe bis 34 Jahre erweitert werden kann) ein neuer Vertrag der dualen 
Berufsausbildung eingeführt, der für die ArbeitgeberInnen sowohl für die Laufzeit 
des Vertrages als auch bei Umwandlung in einen normalen, festen Arbeitsvertrag 
umfangreiche Ausnahmen von den Beiträgen zur Sozialversicherung vorsieht. 

Abgesehen von den unmittelbaren Folgen wie einer weiteren Segregation auf dem 
Arbeitsmarkt und Verschlechterung der Position der besonders schutzbedür$igen 
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ArbeitnehmerInnen, die große Schwierigkeiten haben, Zugang zu Beschä$igung zu 
*nden, sich beru;ich weiter zu entwickeln und auf dem Arbeitsmarkt zu bleiben, 
bestehen Zweifel daran, dass diese Regeln und Verträge alle mit den europäischen 
Richtlinien, insbesondere den Richtlinien zur befristeten Beschä$igung und zur 
Teilzeitarbeit, vereinbar sind. 

Kündigungsregeln

Die weltweite Wirtscha$skrise hat zu vermehrten Entlassungen geführt : der Abbau 
von Arbeitsplätzen ist das bevorzugte Mittel, zu dem private und ö%entliche Unter-
nehmen greifen, wenn sie die Lohnkosten senken wollen, gefolgt von der Verkürzung 
der Arbeitszeit. Das gilt besonders für Länder, in denen der gesetzliche Schutz vor 
(Massen-) Entlassung schwach ist (Großbritannien, Irland).

Änderungen der Arbeitsgesetze und arbeitsrechtlichen Regelungen zu individu-
ellen Kündigungen und Massenentlassungen zielen in erster Linie auf die Vereinfa-
chung der Einstellungs- und Kündigungsregeln ab (und ermöglichen den Rückgri% 
auf atypische Beschä$igungsverhältnisse in großem Maßstab). Drei Bereiche der 
Gesetzgebung sind hiervon im Wesentlichen betro%en, manchmal in Kombination : 
 – Überarbeitung der De%nition von Kündigung und Massenentlassung, insbesonde-

re Erweiterung der wirtscha$lichen Gründe für solche Entlassungen, damit sich 
die Unternehmen besser und schneller den veränderten Marktverhältnissen an-
passen können (Tschechische Republik, Portugal, Spanien, Slowakei, Großbritan-
nien) ; die Kündigungsbedingungen werden gelockert und Schwellen herabgesetzt, 
um die Flexibilität des Arbeitsmarktes zu erhöhen und den Unternehmen größere 
Freiheit bei der Freisetzung von ArbeitnehmerInnen einzuräumen (Estland, Grie-
chenland, Großbritannien, Rumänien).

 – Änderungen der Verfahren bei Kündigung und Massenentlassungen haben 
ebenfalls die Flexibilisierung bestehender Regelungen zum Ziel : Kündigungs-
verfahren wurden erleichtert, indem die Kündigungsfrist um 30 Tage auf zwi-
schen zwei Wochen und drei Monate, je nach Dauer der vorherigen Beschä$i-
gung, verkürzt wurde (Bulgarien, Estland, Litauen, Slowakei, Spanien, Portugal, 
Großbritannien), und/oder indem Entlassungen in KMU ;exibler gehandhabt 
werden können (Großbritannien), die Verp;ichtung der ArbeitgeberInnen zur 
Unterrichtung und Anhörung der ArbeitnehmerInnenvertreterInnen gelockert 
wurde (Spanien), Verfahren zur Einbeziehung Dritter, wie das Einholen amtli-
cher Genehmigungen erleichtert wurden (Estland) oder die Verp;ichtung der 
ArbeitgeberInnen einen Sozialplan aufzustellen verringert wurde (Rumänien, 
Großbritannien). In Großbritannien wurde schließlich der Zugang zu Arbeits-
gerichten eingeschränkt.

 – Änderungen zur Flexibilisierung der Kündigungsregeln betre%en auch die Kos-
ten von Entlassungen, mit dem Ziel, die %nanzielle Belastung für Unternehmen 
zu senken. So wurden Ab*ndungszahlungen verringert (Tschechische Republik), 
Anspruchsberechtigung und Anwartscha$szeiten so geändert, dass die Entlassung 
von ArbeitnehmerInnen leichter wurde, die Zahlung von Entlassungsab*ndun-
gen verringert (Portugal, Spanien) und/oder Sanktionen erleichtert (zum Beispiel 
wurde die Sanktion der Wiedereinstellung von zu Unrecht entlassenen Arbeit-
nehmerInnen durch die reine Zahlung einer *nanziellen Entschädigung ersetzt). 
In manchen Ländern (Großbritannien) wurden außerdem Gebühren für die An-
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rufung von Arbeitsgerichten eingeführt. Schließlich wurden ö%entliche Mittel 
bereitgestellt, um Unternehmen bei der Entlassung von ArbeitnehmerInnen zu 
unterstützen : ein dazu eingerichteter »Arbeitgeberentlassungsfonds« dient der 
Finanzierung von Ab*ndungen bei Entlassung (z. B. in Portugal).

Parallel hierzu wurden durch die meisten Arbeitsrechtsreformen nicht nur kollekti-
ve Rechte im Zusammenhang mit (Massen-)Entlassungen geändert, sondern auch 
atypische Beschä$igungsverhältnisse wie befristete Arbeitsverhältnisse, Leiharbeit 
usw. gefördert. Dies wird im Allgemeinen als ein Mittel zur Vermeidung prekärer 
Bedingungen und zur Beschä$igungssicherung dargestellt. Die Flexibilisierung des 
Beschä$igungsschutzes ist jedoch als kritisch anzusehen, insbesondere da sie zu 
mehr (langfristiger) Arbeitslosigkeit und mehr prekären Beschä$igungsverhältnis-
sen führen wird.

Änderungen der Arbeitsbeziehungen und der Tarifverhandlungssysteme

In zahlreichen Ländern ist eine eindeutige Politik und/oder Ambition zur Dezentra-
lisierung der Tarifverhandlungen festzustellen, einer Verlagerung von der nationalen 
bzw. Branchenebene auf die Unternehmensebene. Erklärtes Ziel ist es, den Unterneh-
men größere Flexibilität einzuräumen und ihnen dabei zu helfen, sich den Bedingun-
gen auf dem Arbeitsmarkt anzupassen. Beispiele hierfür *nden sich in Italien, Grie-
chenland, Portugal und Spanien. In Rumänien wurden die jährlichen Tarifverträge 
auf nationaler Ebene zugunsten von Branchentarifverträgen abgescha=. In Finnland 
hat sich die Dezentralisierung der Verhandlungen als ine>zient herausgestellt und 
die ArbeitgeberInnen wurden aufgefordert, sich den nationalen Tarifverträgen an-
zuschließen. 

Neben der Verlagerung der Verantwortung auf andere Ebenen besteht häu*g das 
(zusätzliche) Problem, dass Verhandlungsergebnisse einer unteren Ebene eine un-
günstige Abweichung von dem Schutz darstellen, der in Kollektivvereinbarungen ei-
ner höheren Ebene oder gar in gesetzlichen Bestimmungen verankert ist. Eine solche 
reformatio in pejus von Kollektivvereinbarungen betri= zum Beispiel die Arbeitszeit 
und Löhne. Hier *nden sich Beispiele in Frankreich, Griechenland, Italien und der 
Slowakischen Republik.

Ein weiterer Trend ist die Verabschiedung von Maßnahmen zur Revision der 
Repräsentativitätskriterien der SozialpartnerInnen (zum Beispiel in Griechenland, 
Ungarn, Italien, den Niederlanden, Portugal, Rumänien, der Slowakei und Spani-
en) und der Ausdehnung der früheren Vorrechte der Gewerkscha$en auf andere 
ArbeitnehmerInnenvertretungsorgane (o$ auf Unternehmensebene) (zum Beispiel in 
Griechenland, Portugal und der Slowakischen Republik).

Es gibt auch Länder – wie Ungarn z. B. –, in denen die Rolle bestimmter (drei-
gliedriger) Institutionen des sozialen Dialogs durch Rückzug der Regierung aus die-
sen Gremien geschwächt wird (zum Beispiel in Rumänien). Durch andere Arbeits-
rechtsreformen wird versucht, alternative Streitschlichtungsmechanismen anstelle 
der Gerichte durchzusetzen (Bulgarien, Großbritannien, Spanien). In Griechenland 
(Memorandum of Understanding, 2010) kann die Schlichtung nur durch einen ge-
meinsamen Antrag der betro%enen Parteien ausgelöst werden und ist auf grundle-
gende Lohnforderungen beschränkt. In Großbritannien wurde der Zugang zu den 
Arbeitsgerichten beschränkt. In mehreren Ländern wurden die Regelungen über 
kollektive Arbeitskon;ikte überarbeitet. 
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Diese Reformen des Arbeitsrechtes schwächen de*nitiv die gewerkscha!liche Inte-
ressensvertretung und Aktion auf allen Verhandlungsebenen. Sie greifen die Gewerk-
scha$en in ihrer Struktur und ihren institutionellen Möglichkeiten an, die Arbeit-
nehmerInnen zu schützen und zu vertreten. Die Dezentralisierung der Kollektivver-
handlungen auf die unterste Ebene wird den Standard der bisher anerkannten und 
gesetzlich oder tarifvertraglich verankerten Rechte senken und die grundlegenden 
Arbeitsbedingungen im Hinblick auf Arbeitszeit, Löhne, Arbeitsorganisation, Ar-
beitsumfeld und soziale Sicherheit beein;ussen. Sie wird auch Auswirkungen auf die 
Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz haben.

Mangelnder Respekt der demokratischen Grundsätze und Mitbestimmungsver-
fahren bei der Umsetzung der Reformen 

Ein weiteres au%älliges Merkmal der nationalen Reformen ist die Art und Weise 
ihrer Ausarbeitung und der Angri% auf die Hierarchie der sozialen Standards. So 
haben die GesetzgeberInnen in manchen Fällen auf »Notfallverfahren« zurückgegrif-
fen, um Vereinbarungen über Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise, die zwischen 
den SozialpartnerInnen und/oder den nationalen Regierungen unter Anhörung der 
SozialpartnerInnen geschlossen worden waren, zu umgehen (Estland, Ungarn, Slo-
wakei). In Griechenland und Italien handelte die Regierung am Parlament vorbei. 
In Griechenland und Portugal mussten die nationalen Behörden das Memorandum 
of Understanding umsetzen, das ihnen von der Europäischen Union, dem IWF und 
der EZB auferlegt worden war, um Zugang zu dem sogenannten »Rettungsschirm« 
zu bekommen, ohne Anhörung der nationalen Parlamente bzw. des Europäischen 
Parlamentes. Zusammen mit der Schwächung der Rolle der SozialpartnerInnen bei 
der Ausarbeitung des sozialen Rechts – insbesondere durch die Dezentralisierung der 
Kollektivverhandlungen und die neuen Repräsentativitätskriterien für die Gewerk-
scha$en – stellt dies eine Änderung der Rechtsetzungsverfahren im sozialen Bereich 
auf Kosten der Demokratie dar. 

Darüber hinaus haben die Maßnahmen zur Bekämpfung der Krise und die Ar-
beitsrechtsreformen zum Teil direkte oder indirekte Auswirkungen auf die grund-
legenden Sozialrechte. Es ist verstörend, im sozialpolitischen Kapitel – zum Beispiel 
in dem Memorandum mit Griechenland vom 2. Mai 2010, (10 f.) in dem Abschnitt 
über spezi*sche wirtscha$spolitische Bedingungen – lesen zu müssen, dass die Re-
gierung die Kündigungsschutzvorschri$en ändern und die Probezeit bei Neueinstel-
lungen auf ein Jahr verlängern wird ; das Gesamtniveau der Ab*ndungszahlungen 
bei Entlassungen verringern und dieselben Bedingungen für Ab*ndungszahlungen 
für Arbeiter und Angestellte gewährleisten wird ; die Mindestanforderungen für die 
Aktivierung der Regeln bei Massenentlassungen insbesondere für große Unterneh-
men anheben und den Einsatz von befristeten Arbeitsverträgen und Teilzeitarbeit 
erleichtern wird. 

In dem Memorandum of Understanding (20 %.) zu spezi*schen wirtscha$spoli-
tischen Bedingungen mit Portugal von Mai 2011 heißt es in dem Abschnitt über 
»Kündigungsschutz« (4.3), die Regierung wird Reformen des Kündigungsschutzes 
vornehmen, die eine Segmentierung des Arbeitsmarktes verhindern, die Scha%ung 
von Arbeitsplätzen fördern und Anpassungen an den Arbeitsmarkt erleichtern sol-
len : 4.4. Ab*ndungszahlungen ; 4.5 De*nition von Kündigungen ; 4.8 »organisierte 
Dezentralisierung« (insbesondere in Bezug auf (i) die Möglichkeit für Betriebsräte, 
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Bedingungen für funktionelle oder geographische Mobilität und Arbeitszeitgestal-
tung zu verhandeln).

Darüber hinaus laufen zahlreiche im Rahmen der Arbeitsrechtsreform ergri%ene 
nationale Maßnahmen den Grundsätzen des Arbeitsrechts zuwider, nicht zuletzt 
dem Grundsatz der Autonomie und der Freiheit der Gewerkscha!en (Spanien, Grie-
chenland), und sogar dem Recht auf Gleichheit und Nichtdiskriminierung (Großbri-
tannien). Ein solches Vorgehen stellt die Legitimität der nationalen Reformen in 
Frage, da die Rechtmäßigkeit der Verfahren (d. h. die Einhaltung demokratischer 
Verfahren) außer Acht gelassen wurde und/oder weil sie Grundrechte und Grund-
freiheiten auf europäischer Ebene verletzen. Tatsächlich haben die Gewerkscha$en 
in Spanien und Griechenland bereits Beschwerde vor der IAO und dem Europarat 
eingereicht. 
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